
Bekifftes Kanzlerglück 
 

Von Peter Helmes 

 

Bundeskanzler Scholz und seine Regierung beglücken die Deutschen mit Cannabis   

 

„Mehr Fortschritt wagen“ wollten SPD, Grüne und FDP, als sie Ende 2021 ihren 

Koalitionsvertrag schlossen. Robert Habeck, Annalena Baerbock und Christian Lindner 

posteten fröhliche Selfies, Olaf Scholz beschwor den Aufbruch in eine neue Zeit.  

 

Zweieinhalb Jahre später ist von dem Schwung nichts übriggeblieben. Kein Tag vergeht, an 

dem die Streithähne der drei Parteien sich nicht in den Haaren liegen; sogar im notorisch 

gelassenen Beamtenapparat schüttelt man nur noch den Kopf. Die Ampeltruppe ist 

Deutschlands größte Nichtregierungsorganisation. Wohin man auch schaut – überall 

Stillstand: 

 

1. Die deutsche Wirtschaft braucht dringend Unterstützung – aber mit ihrer Hauruckaktion 

gegen die Bauern haben die Koalitionäre die Zustimmung der Union verspielt. Also passiert 

nichts. Stattdessen wuchert die Bürokratie immer weiter. 

 

2. Auch die Konjunktur bräuchte dringend Impulse – Subventionen, Abschreibungen, 

Solidaritätszuschlag streichen, Steuern senken? Die Ampelparteien finden keinen 

gemeinsamen Nenner. 

 

3. Woher soll das zusätzliche Geld für die Bundeswehr, die Ukraine, die Energiewende, das 

E-Tankstellennetz, neue Straßen und Brücken kommen? Die Koalitionäre zanken sich über 

Schuldenbremse, Sondervermögen und den nächsten Haushalt. Ergebnis: keines. 

 

4. Das vielbeschworene Klimaschutzgesetz sollte Deutschland für eine nachhaltige Zukunft 

fitmachen. Doch es hängt in den Bundestagsausschüssen fest, weil die Grünen noch allerhand 

verändern wollen. 

 

5. Auch das Klimageld ist in weite Ferne gerückt; unwahrscheinlich, daß es noch in dieser 

Legislaturperiode kommt. 

 

6. Das Gesetz zur Kindergrundsicherung kommt ebenfalls nicht voran. In diesem Fall wohl 

gar nicht schlecht; selten hat eine Regierung einen größeren Bürokratiequatsch ausgeheckt. 

 

7. Anders das Lieferkettengesetz, an dem EU-Staaten jahrelang gemeinsam gearbeitet haben. 

Es würde das Leben von Millionen Menschen verbessern – doch die FDP blockiert, und 

Deutschlands Ansehen in Brüssel sinkt. 

 

8. Die Bezahlkarte für Asylbewerber? Wäre nach einhelliger Meinung von Experten ein 

kleines, aber wirksames Instrument. Sie ahnen es: Auch hier stockt es, in diesem Fall können 

sich Grüne und SPD nicht auf die Modalitäten einigen. 

 

9. Das Demokratiefördergesetz sollte die Zivilgesellschaft stärken, dem grassierenden 

Rechtsextremismus und Antisemitismus entgegenwirken. Klappt nicht, die FDP macht nicht 

mit. 

 



10. Eine Verschärfung des Waffenrechts sollte kriminelle Banden und politische Extremisten 

eindämmen. Braucht es nicht, findet die FDP. 

 

11. Das neue Gesetz zur Vorratsdatenspeicherung geht der SPD nicht weit genug, die 

Genossen stellen sich quer. 

 

12. Aus Rache blockiert die FDP wiederum die Mietrechtsreform; Leidtragende sind 

Millionen Mieter. 

 

13. Eigentlich hat die Ampel ein Transparenzgesetz versprochen, damit Journalisten genauer 

hinschauen können, was die Mächtigen treiben. Es wird wohl auf den Sankt-Nimmerleins-Tag 

verschoben. 

 

14. Das Werbeverbot für ungesunde Kinder-Lebensmittel ist so widersprüchlich formuliert, 

daß es ebenfalls im Ministerialbetrieb versackt ist. 

 

15. Über die Lieferung von Taurus-Marschflugkörpern kann man streiten – tut man das 

jedoch so wild und so ausdauernd wie die Ampelpolitiker, macht man sich weltweit zum 

Gespött. 

 

Die Liste ließe sich fortsetzen. Schauen wir lieber auf die Haben-Seite. Dort steht nämlich 

auch etwas, und heute ist es endlich soweit: Die Ampelfraktionen beschließen im Bundestag 

die Legalisierung von Cannabis. Bis zu 25 Gramm des Rauschgifts darf sich künftig jeder 

volljährige Bürger reinpfeifen – pro Tag. Anbauen darf man die Haschisch-Pflanzen dann 

auch: drei Stück pro Nase. Ein bahnbrechendes Vorhaben, das notorische Kiffer glücklich 

macht, aber Millionen Eltern in Bredouille bringt, Bahnhöfe, U-Bahn-Stationen und 

Innenstädte mit süßlichen Dauerrauchschwaden durchziehen wird. 

 

Wer wissen will, wie sich das anfühlt, kann nach New York reisen, wo die Stadtverwaltung 

den Konsum von Marihuana vor drei Jahren legalisiert hat: In vielen Ecken Harlems und 

Brooklyns ist man selbst als drogenabsenter Passant nach spätestens 500 Metern hackebreit. 

Lallende Leute mit wagenradgroßen Augen lungern auf dem Trottoir herum und schnorren 

Vorbeigehende um ein paar Dollar für die nächste Tüte an. 

 

Kiffer haben es in Deutschland bald richtig gut   

Es ist nicht anzunehmen, dass sich Gesetzesinitiator Karl Lauterbach die Mühe gemacht hat, 

derlei Probleme zu durchdenken. Der Gesundheitsminister hat zwar einige Diskussionen zum 

Thema geführt, aber seine Grundhaltung um keinen Zentimeter verändert. Auch die 

vehemente Kritik von Lehrern, Polizisten und Richtern läßt die Ampelleute kalt. In dieser 

Frage sind sich die führenden Köpfe von SPD, Grünen und FDP ausnahmsweise einig: 

Leichte Drogen für alle finden sie super. Das Gesetz werde die Kleinkriminalität 

zurückdrängen. Vielleicht hoffen sie auch darauf, daß eine benebelte Bevölkerung nicht mehr 

so genau mitkriegt, wie man im Berliner Regierungsviertel vor sich hin dilettiert. 

 

Wer hingegen Fachleuten wie dem Polizisten und SPD(!)-Bundestagsabgeordneten Sebastian 

Fiedler zuhört, greift sich an den Kopf. „25 Gramm entsprechen 75 Joints“, rechnet er vor. 

„Wer 25 Gramm dabei hat, ist kein Konsument, sondern ein Kleindealer.“ Die 

vorgeschriebenen Schutzzonen rund um Kitas und Spielplätze, in denen laut Gesetz nicht 

gekifft werden darf, würden nie und nimmer eingehalten. Und wer soll eigentlich 

kontrollieren, daß ein Autofahrer den Grenzwert fürs Kiffen am Steuer nicht überschreitet? 



Haben Polizisten nichts Besseres zu tun? Die absehbaren Auswirkungen des Gesetzes nennt 

Fiedler „verheerend“. 

 

Nun könnte man sagen: Na ja, es geht ja nur um wenige Leute. Wer jedoch gesehen hat, wie 

die Liberalisierung der Prostitution durch die rot-grüne Schröder-Regierung Deutschland in 

das größte Bordell Europas verwandelt und die Kriminalität eher befördert statt eingedämmt 

hat, muß sich angesichts des Cannabis-Murkses der Ampeltruppe ernsthaft Sorgen machen. 

Sagen wir es so: Wer noch gehofft hatte, daß diese Bundesregierung irgendetwas 

Vernünftiges auf die Beine stellt, wird mit der Cannabis-Verordnung endgültig bekehrt. 

*************************************************************************** 

 


